
 

 

 
Anordnung nach § 176 GVG 

In dem Verfahren Az.: 6 KLs 607 Js 56884/21 

 

ordne ich gemäß § 176 GVG zur Gewährleistung der Ordnung und Sicherheit in der Sitzung 
für die Hauptverhandlungstage ab dem 7. November 2023 sowie die Folgetermine Folgendes 
an: 

1. In dem jeweiligen Verhandlungssaal – voraussichtlich jeweils Saal 115 – stehen ca. 100 
Sitzplätze für die Öffentlichkeit (Pressevertreter und sonstige Zuschauer) zur Verfügung. 

Davon werden die Plätze links des Mittelgangs (Blickrichtung vom Eingang zum Richtertisch) 
für Pressevertreter und die übrigen Plätze für sonstige Zuschauer reserviert. 

Reservierte Plätze werden, soweit sie bis 10 Minuten vor Beginn des Sitzungstages nicht 
eingenommen wurden, für andere Zuschauer freigegeben (für die Presse reservierte Plätze 
für sonstige Zuschauer; für sonstige Zuschauer reservierte Plätze für weitere Pressevertreter). 

Die Vergabe der Plätze – sowohl für Pressevertreter als auch für sonstige Zuschauer – erfolgt 
nach der Reihenfolge des Erscheinens. Es dürfen nur so viele Personen in den Saal gelassen 
werden, wie Sitzplätze für die jeweilige Personengruppe zur Verfügung stehen. 

Für Pressevertreter steht – vorbehaltlich technischer Verfügbarkeit – ein Pressearbeitsraum 
(Tonübertragung) zur Verfügung. Zutritt zu diesem Raum haben nur durch Presseausweis 
legitimierte Pressevertreter. Sitzungspolizeiliche Anordnungen des Vorsitzenden gelten auch 
für den Pressearbeitsraum. 

2. Einlass in den Sitzungssaal wird an den Hauptverhandlungstagen jeweils 30 Minuten vor 
Sitzungsbeginn gewährt. 

3. Das Mitführen elektronischer Geräte, insb. Mobiltelefone, Computer und Tablets, ist im 
Sitzungssaal nur den Verfahrensbeteiligten und Pressevertretern erlaubt. 

4. Durch Bedienstete der Wachtmeisterei des Landgerichts findet zusätzlich zur allgemeinen 
Einlasskontrolle beim Zugang zum Gericht eine Zugangskontrolle vor dem Eingang des 
Sitzungssaales statt. 

Pressevertreter haben sich mit einem Presseausweis zu legitimieren, sonstige Zuschauer 
einen amtlichen Lichtbildausweis vorzuzeigen. 

Im Sitzungssaal nicht zulässige Gegenstände sind außerhalb des Gerichtssaals 
zurückzulassen. Eine Aufbewahrung durch Gerichtsmitarbeiter ist nicht sichergestellt. 

Die mit der Zugangskontrolle beauftragten Angehörigen der Wachtmeisterei des Landgerichts 
sind berechtigt, bei Nichtvorlage des genannten Ausweises, Mitführen im Gerichtssaal nicht 
zulässiger Gegenstände oder Ausschöpfung des Zuschauerkontingentes den Zutritt zum 
Sitzungssaal zu verwehren oder auf entsprechende Aufforderung einer/s Verantwortlichen des 
Landgerichts diese Person/-en aus dem Sitzungssaal und – nach Maßgabe der Hausordnung 
des Präsidenten des Landgerichts – aus dem Gerichtsgebäude zu entfernen. Die 



 

 

Entscheidung hierzu trifft das Aufsichtspersonal des Landgerichts – gegebenenfalls in 
Abstimmung mit dem Vorsitzenden (bei Nichterreichbarkeit seines Vertreters). 

5. Presseberichterstattungen (Ergänzung zum Foto-, Film- und Tonaufnahmeverbot des 
Präsidenten vom 1. Mai 2019) 

a) Die Herstellung von Bild-, Film- und Tonaufzeichnungen im Sitzungssaal ist an jedem 
Verhandlungstag ab 10 Minuten vor dem angesetzten Beginn der Hauptverhandlung bis zum 
Beginn der Verhandlung im Sitzungssaal sowie im Foyer vor dem Sitzungssaal gestattet. Zu 
diesem Zweck darf der Sitzungssaal auch ohne Vorhandensein eines freien Sitzplatzes 
betreten werden. 

Foto-, Film- und Tonaufnahmen im Sitzungssaal sind nach Aufforderung durch den 
Vorsitzenden einzustellen. 

Im Anschluss an das vom Vorsitzenden verfügte Erlöschen der Foto- und Filmerlaubnis haben 
die Bildjournalisten (Fotografen und Fernseh- bzw. Kamerateams), die nicht über einen 
Sitzplatz verfügen, den Saal zu verlassen. 

Mit Bild- und Tonaufzeichnungen des Spruchkörpers sowie der Protokollführer außerhalb des 
Sitzungssaales besteht kein Einverständnis. Diese sind zu unterlassen. 

Der Sitzungssaal steht für Interviews und Presseerklärungen nicht zur Verfügung. 

b) Persönlichkeitsrechte der Prozessbeteiligten, insbesondere des Angeklagten, sowie von 
Zuschauern und Angehörigen der Wachtmeisterei des Landgerichts sind zu wahren. 

 

Gründe 

Die Reservierung der Hälfte der Sitzplätze für Medienvertreter ist zur Wahrung der durch die 
Pressefreiheit geschützten Aspekte einer angemessenen Medienöffentlichkeit erforderlich. 
Die Einschränkungen der Bildberichterstattung dienen dem Schutz der Persönlichkeitsrechte 
der Verfahrensbeteiligten, der Gerichtspersonen und der Öffentlichkeit. 

Leipzig, den 8. September 2023 

 
Dr. Stadler 
Vorsitzender Richter am Landgericht 
 


